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Gemüse mit dem „Schrei“ des norwe-
gischen Malers Edvard Munch de-

monstrierte Mitte März vor dem Bundes-
justizministerium in Berlin. Dabei waren 
auch ein bebannerter Trecker und mehrere 
Vertreter*innen des Bündnisses „Keine 
Patente auf Saatgut!“, der Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft, des Gen-
ethischen Netzwerks und des BUND. Sie 
forderten Bundesjustizministerin Christine 
Lambrecht auf, die aktuelle Patentierung-
spraxis bei Saatgut zu stoppen.  Weiterhin 
werden jedes Jahr rund 100 Patentanträge 
auf konventionelle Züchtung gestellt. 
Schon jetzt sind in Europa über tausend 
Sorten von entsprechenden Patenten be-
troffen. „Werden diese Patente nicht ge-
stoppt, kann das schwerwiegende Auswir-
kungen für Züchtung, Landwirt schaft und 
VerbraucherInnen haben. Die Patentinha-
ber können den Zugang zu den Pflanzen 
kontrollieren und behindern, der für die 
weitere Züchtung benötigt wird. Die Poli-
tik muss jetzt die Gefahr für die Zukunft 
unserer Ernährung abwenden“, so der 
Sprecher von Keine Patente auf Saatgut!, 
Christoph Then. Zusammen mit den ande-
ren Aktivist*innen übergab er den aktu-
ellen Patentbericht mit neuesten Zahlen 
und rechtlicher Analyse.

Rechtliche Schlupflöcher schließen

Allein im Jahr 2020 wurden 80 neue Pa-
tente auf herkömmlich gezüchtete Pflanzen 
beantragt, obwohl die Patentierung von 
„im Wesentlichen biologischen Verfah-
ren“ in Europa prinzipiell verboten ist. 
Trotzdem versuchen Konzerne wie BASF, 
Bayer, Corteva (DowDuPont) und die 
KWS bestehende rechtliche Schlupflöcher 
im europäischen Patentrecht auszunutzen, 
um Patente auf konventionell gezüchtete 
Pflanzen zu erhalten. Sie suchen nach spe-
ziellen Formulierungen, um systematisch 
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Pflanzen und Tiere sind keine Erfindung der Industrie

die Grenzen zwischen konventioneller 
Züchtung und Gentechnik zu verwischen. 
Ansprüche werden so weit gefasst, dass 
Patente sich auf alle Pflanzen, die die ent-
sprechenden züchterischen Merkmale ha-
ben, erstrecken sollen. Diese Strategie der 
Konzerne ist hochgefährlich, weil so auch 
Pflanzen, die aus konventioneller Züch-
tung stammen und vergleichbare züchte-
rische Eigenschaften haben, unter die 
Reichweite des Patentes fallen könnten. 
„Konventionell gezüchtete Pflanzen und 
Tiere dürfen nicht länger patentiert wer-
den! Die Prüfung der Patentanträge darf 
nicht dem Europäischen Patentamt über-
lassen bleiben. Die Bundesregierung muss 
hier im Sinne des Koalitionsvertrages für 
rechtliche Klarheit zur Einhaltung der be-
stehenden Verbote sorgen,“ fordert Georg 
Janßen, Bundesgeschäftsführer der AbL 
von Justizministerin Lambrecht.

EPA muss Gesetze korrekt auslegen

Ein solches klares Votum hätte Ministerin 
Lambrecht eine Woche später an den in 
München tagenden Verwaltungsrat des 
Europäischen Patentamtes (EPA), der die 
Vertragsstaaten repräsentiert, senden kön-
nen. Begrüßt wurden die Teilnehmenden 
aus den 38 Ländern vor dem Patentamt 
erneut von Brokkoli und Tomate mit dem 
„Schrei“ und dem Bündnis Keine Patente 
auf Saatgut!. Dieses Mal übergaben sie 
180.000 Unterschrif ten an den Direktor 
für Kommunikation des EPA, Luis Beren-
guer Giménez, und bekräftigten damit die 
Forderung nach einer Umsetzung des Pa-
tentierungsverbotes. „Solange die rechtli-
chen Schlupflöcher bestehen, muss ein 
Moratorium auf die Patentvergabe ver-
hängt werden. Patente auf herkömmliche, 
traditionelle Züchtungsverfahren sind ein 
Missbrauch des Patentrechts“, so Then bei 
der Übergabe. Patentiert werden könnten 

nur Erfindungen. Pflanzen und Tiere sind 
aber keine Erfindungen der Industrie. 

„Patentregeln werden strikt befolgt” 

Ein Sprecher des EPA erklärte gegenüber 
dem Bayerischen Rundfunk, das Patentver-
bot gelte im Wesentlichen für aus biolo-
gischen Züchtungsverfahren gewonnene 
Pflanzen und Tiere. „Das trifft jedoch nicht 
zu für Pflanzen und Tiere, die über tech-
nische Verfahren erhalten werden”, so der 
Sprecher. Genau hier liegt der Unterschied: 
Denn das EPA zählt auch zufällige Mutati-
onen durch chemische oder physikalische 
Mutagenese als technisches Verfahren bzw. 
vergibt darauf Patente. Das Bündnis Keine 
Patente auf Saatgut! fordert eine klare De-
finition von „im Wesentlichen biologischen 
Verfahren“. Diese müssten alle Verfahren 
umfassen, einschließlich der zufälligen Mu-
tationen, die beispielsweise durch che-
mische oder physikalische Mutagenese aus-
gelöst werden. Zudem müsse klargestellt 
werden, dass auch Produkte aus im We-
sentlichen biologischen Züchtungsverfah-
ren nicht patentierbar sind. Weiterhin dürf-
ten patentierte Merkmale nicht auf konven-
tionell gezüchtete Pflanzen ausgeweitet 
werden, sondern müssten klar in ihrer 
Reichweite begrenzt sein.

Ausblick

Zwei Tage nach der Sitzung gab es tatsäch-
lich eine Reaktion des Präsidenten des Ver-
waltungsrats an Keine Patente auf Saatgut!. 
In einem Brief erklärte der Präsident: „Der 
Verwaltungsrat versteht und respektiert die 
Meinung von Gruppen der Zivilgesell-
schaft, die mit dem geltenden Rechtsrah-
men nicht einverstanden sind.“ Das ist im-
merhin eine Wahrnehmung des jahrzehnte-
langen Kampfes gegen Patente auf Pflanzen 
und Tiere – es reicht aber nicht aus. „Nach 
monatelangen Diskussionen und Austausch 
von Argumenten muss der Verwaltungsrat 
jetzt endlich für die korrekte Auslegung des 
europäischen Patentrechts sorgen und da-
mit seiner Verantwortung gerecht werden“, 
so Keine Patente auf Saatgut!. Die Unter-
schriftensammlung läuft weiter und freut 
sich über Verbreitung (www.no-patents-
on-seeds.org/de/aktivitaeten/petition). Bis 
zum nächsten Treffen des Verwaltungsrats 
im Juni 2021 ist politisch noch einiges zu 
tun. Ministerin Lambrecht möchte derweil 
im Juli ein offizielles Symposium veranstal-
ten. „Das kann sie machen, klares poli-
tisches Handeln in der Patentfrage ersetzt 
das nicht“, kommentiert Georg Janßen von 
der AbL. 
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Zukunftsstrategie 
Beim digitalen „Agrar 

Gespräch“ im März 

erklärte Bayer, sie würden 

dem gesellschaftlichen 

Wunsch nach weniger che-

mischem Pflanzenschutz 

akzeptieren. Allerdings 

brauche eine Agrarwende 

eine Debatte darum, was 

möglich ist, aber auch eine 

Öffnung zu modernen 

Züchtungsverfahren wie 

CRISPR/Cas, so Bayer Crop-

Science Geschäftsführer 

Peter Müller. Politik müsse 

Rahmenbedingungen 

schaffen, unter anderem 

sei das europäische Gen-

technikgesetz zu modifizie-

ren. Man müsse in der Dis-

kussion Chancen und Nut-

zen von CRISPR & Co her-

vorheben, statt Ängste zu 

schüren. Aber auch die 

Industrie müsse weg vom 

„Produktivitätsargument“, 

das ziehe nicht mehr. 

Bayer werde auf die 

Effekte für eine nachhalti-

gere und klimaschonen-

dere Agrarproduktion 

abheben und die Siche-

rung der Welternährung. 

Saatgut sei auch weiter ein 

Wachstumsmarkt. Aller-

dings eher in der Kombina-

tion mit Digitalisierung 

und chemischen und biolo-

gischen Pflanzenschutzmit-

teln. Bayer entwickelt 

Kombinationsangebote, 

um in Zukunft nicht mehr 

ein einzelnes Produkt, son-

dern beispielsweise ein 

„schädlingsfreies Feld“ zu 

verkaufen, prognostizierte 

er. Auch digitale Waren-

ströme werden kommen – 

vom Bayer Produkt bis in 

den Supermarkt, aber die 

Reise sei lang und erfor-

dere hohe Investitionen. Er 

setze auf Investitionen in 

der gesamten Kette und 

Kooperationen mit Land-

maschinenherstellern, Sen-

sorik-Unternehmen, Hard- 

und Softwareunternehmen 

etc.   av


